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Stellungnahme des Deutschen Anwaltvereins  
 

durch den Ausschuss Vergaberecht 
 

 
zum 

 
Vorschlag einer neuen VOB/A, Stand: 16.09.2008 

 
 
 
 
Mitglieder des Vergaberechtsausschusses: 

Rechtsanwalt Dr. Olaf Otting, Frankfurt (Vorsitzender)  

Rechsanwältin Gritt Diercks-Oppler, Hamburg 

Rechtsanwalt Dr. Marius Raabe, Kiel  

Rechtsanwalt Prof. Dr. Reinhold Thode, Landau in der Pfalz  

l Rechtsanwältin Dr. Andrea Vetter, Stuttgart   

Rechtsanwalt Dr. Herwart Virneburg, WIesbaden 

 

zuständige DAV-Geschäftsführerin: 

Rechtsanwältin Bettina Bachmann, DAV-Berlin 
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Verteiler: 

 

 Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 

 Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung 

 Deutscher Vergabe- und Vertragsausschuss für Bauleistungen (DVA) 

 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

 Deutscher Bundestag - Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 

 Deutscher Verdingungsausschuss für Leistungen (DVAL) 

 Deutscher Bundestag - Ausschuss für Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung 

 Bundesverband der Deutschen Industrie e.V. 

 Hauptverband der Deutschen Bauindustrie e.V. 

 Deutsche Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e.V. 

 Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. 

 Deutscher Baugerichtstag e.V. 

 Deutscher Städte- und Gemeindebund e.V. 

 Deutscher Landkreistag 

 Deutscher Städtetag 

 Institut für Baurecht Freiburg im Breisgau e.V. 

 Forum Vergabe e.V. 

 Bundesrechtsanwaltskammer 

 DAV-Vorstand und Geschäftsführung 

 Vorsitzende der DAV-Gesetzgebungsausschüsse  

 Mitglieder des DAV-Verwaltungsrechtsausschusses 

 Mitglieder des DAV-Umweltrechtsausschusses 

 NZBau - Neue Zeitschrift für Bau- und Vergaberecht 

 IBR Immobilien- und Baurecht 

 Redaktion NVwZ 

 Redaktion NJW 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit 66.000 Mitgliedern vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene. 

Der Vergaberechtsausschuss des DAV begrüßt das Ziel des Deutschen Vergabe- und 
Vertragsausschusses, durch eine Novellierung der VOB/A zur Vereinfachung und zur 
Rechtsklarheit im Vergaberecht beizutragen. Der Ausschuss regt an, die VOB/A an einigen 
Stellen durch weitergehende Änderungen zu vereinfachen.  

1. Das grundsätzliche Verbot von Bedarfspositionen in § 7 Abs. 1 Nr. 4 Satz 1 VOB/A-E 
sollte überdacht werden. Selbst wenn der Auftraggeber ein Leistungsverzeichnis 
nach den Vorgaben des Abschnitts 0 der VOB/C erstellt, wird es immer noch Arbeiten 
geben, deren Notwendigkeit sich nicht im vorhinein abschätzen lässt. Sollten diese 
Arbeiten nach Stundenlohn abgerechnet werden, so würde das zu einer erheblichen 
Steigerung der Baukosten führen. Für die Arbeiten, die üblicher Weise in 
Bedarfspositionen erfasst werden, im Leistungsverzeichnis keine Vorsorge zu treffen, 
hätte zur Konsequenz, dass es zu Streitigkeiten über den Preis für erforderliche 
Arbeiten kommen kann oder dass der Auftraggeber das Kostenrisiko schwieriger 
abschätzen kann, da die EFB-Blätter den Inhalt der Urkalkulation besten Falles 
rudimentär wiedergeben.  

Der Vergaberechtsausschuss des DAV schlägt deshalb vor, den § 7 Abs. 1 Nr. 4 
Satz 1 VOB/A-E wie folgt zu fassen: 

„Bedarfspositionen sind mit einem Vordersatz zu versehen. Der Anteil der 
Bedarfspositionen darf bei Neubauten maximal 10% der Nettovergütung des 
jeweiligen Loses oder Auftrags betragen, beim Bauen im Bestand maximal 
15%.“ 

2. Der Vergaberechtsausschuss des DAV sieht in § 8 VOB/A-E  Potential für eine 
weitergehende Entbürokratisierung. Belastend für alle an der Vergabe Beteiligten ist 
die Flut der Unterlagen, die im Vergabeverfahren zu bewältigen ist. § 8 VOB/A-E 
schreibt u.a. präzise vor, ob und was in ZVB oder BVB geregelt werden muss, ohne 
dass an einen Regelverstoß Konsequenzen für das Vergabeverfahren geknüpft 
werden. Denn die darin verlangte Zuordnung zu ZVB oder BVB wird in der Regel 
nicht bieterschützend sein und kann folglich den Bieter nicht in seinen Rechten 
verletzen.  
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Der Vergaberechtsausschuss des DAV schlägt deshalb vor, § 8 Abs. 4 bis 6 VOB/A-
E zu streichen und es damit dem Ermessen der Auftraggeber zu überlassen, ob sie 
die VOB/B durch weitere Vertragsbedingungen ergänzen wollen.  

3. Der Vergaberechtsausschuss regt die Streichung von § 9 Abs. 6 VOB/A an. Es ist 
nicht nachzuvollziehen, warum es dem öffentlichen Auftraggeber vergaberechtlich 
verwehrt sein soll, von der VOB/B abweichende Verjährungsfristen zu vereinbaren.  

4. Die gegenwärtige Fassung des § 10 Abs. 2 VOB/A-E und des § 14 Abs. 2 VOB/A-E 
wirft Fragen auf. Es ist nicht klar, ob die Frist bindend sein soll, die der Auftraggeber 
in den Vergabeunterlagen genannt hat oder ob für den Ablauf der Angebotsfrist der 
Zeitpunkt maßgeblich sein soll, zu dem der Auftraggeber mit der Öffnung der 
Angebote beginnt. 

Zur Klarstellung schlägt der Vergaberechtsausschuss des DAV vor, den § 10 Abs. 2 
VOB/A-E wie folgt zu fassen: 

„Die Angebotsfrist läuft mit dem Zeitpunkt, den der Auftraggeber für die 
Einreichung der Angebote in den Vergabeunterlagen bestimmt hat, ab..“  

 Hieraus ergibt sich eine Folgeänderung in § 14 Abs. 2 VOB/A-E, der wie folgt gefasst 
werden sollte: 

„Zur Eröffnung zugelassen sind nur Angebote, die bis zum Ablauf der 
Angebotsfrist eingegangen sind. 

 § 16 Abs. 1 Nr. 2 lit. a sollte entsprechend wie folgt geändert werden: 

  Auszuschließen sind: 

  … 

b) Angebote, die nicht fristgerecht eingegangen sind, es sei denn, der 
verspätete Eingang ist durch Umstände verursacht worden, die nicht vom 
Bieter zu vertreten sind.“ 

Mit dieser Formulierung erfolgt zugleich eine Angleichung an die entsprechende 
Bestimmung der VOL/A. 

5. Der Vergaberechtsausschuss begrüßt, dass durch die Fassung von § 16 Abs. 1 Nr. 1 
VOB/A-E die Nachforderung fehlender Erklärungen zum Angebot ermöglicht wird, 
weil zu erwarten ist, dass sich im Interesse des Wettbewerbs durch diese Regelung 
die Zahl der aus solchen formellen Gründen auszuschließenden Angebote drastisch 
verringern wird. Eine gleich gelagerte Problematik besteht in den Verfahren mit 
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Teilnahmewettbewerb in Bezug auf mit dem Teilnahmeantrag geforderte 
Erklärungen, die im Entwurf nicht ausdrücklich berücksichtigt ist. 

 Daher sollte § 6 Nr. 6 VOB/A-E am Ende durch den folgenden Satz ergänzt werden 

 „Für die vom Auftraggeber in einem Teilnahmewettbewerb dazu geforderten 
Erklärungen und Nachweise gilt § 16 Nr. 1 entsprechend.“ 

6. Zu § 16 Abs. 1 VOB/A wäre es wünschenswert, wenn die Auftraggeber in geeigneten 
Fällen auch eine längere – freilich diskriminierungsfrei zu gestaltende – Frist 
einräumen könnten. Die Formulierung könnte lauten: 

 
„... verlangt der Auftraggeber innerhalb einer von ihm für alle betroffenen 
Angebote gleich gesetzten Frist, die mindestens 6 Kalendertage beträgt, ....“ 

 
7. Zur Bestätigung der Eigenerklärungen zur Eignung durch Eignungsnachweise sollte 

die Regelung in § 6 Abs. 3 Nr. 2 Satz 4 (letzter Satz) flexibler gefasst werden, um 
auch den Besonderheiten der Verfahrensarten mit Teilnahmewettbewerb Rechnung 
zu tragen. Auch sollte klargestellt werden, ob die Pflicht „automatisch“ oder auf 
Anforderung eingreift. Im Interesse der Vereinfachung ist Letzteres zu bevorzugen: 

„Diese sind von den Bietern, deren Angebote in die engere Wahl kommen 
oder die nach einem Teilnahmewettbewerb zur Angebotsabgabe aufgefordert 
werden sollen, auf Anforderung durch entsprechende Bescheinigungen der 
zuständigen Stellen zu bestätigen.“ 

 
 
 


	Stellungnahme des Deutschen Anwaltvereins 

